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Norddeutſcher Reichstag. 
30. Sitzung vom 29. April. 


em Präſident Dr. Simſon eröffnet die Sitzung um 
YA Uhr 


Delbring, Dr Michaelis, Geb. Juſtizrath Pape ac. 
Ber Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die erfte 
athung des Geſetzentwurfs, betreffend die Anfertigung 
Telegraphen-Freimarken. 
Eine Distujfion findet nicht ftatt, die Ueberwelſung 
Vorlage an eine Kommiſſion wird abgelehnt, die 
Berathung wird deshalb im Plenum ſtattfinden. 
Bn Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die erſte 
athung über den Geſetzentwurf, betreffend die Ge- 
Nahrung der Rechtshülft 
Die Vorlage beſtimmt, daß die Gerichte des 
Uumdesgebletes ſich in bürgerlichen Rechteſtrelügleiten 
wait Rechtshülſe zu leiſten haben; es ſoll die 


shülfe auch dann nicht verweigert werden können, 
po 


Yer 


die Zuſtändigteit des erſuchenden Gerichts nicht 
"is begründet gehalten wird. Der Entwurf proklamirt 
die Prinzip, daß die Rechtshülfe ungeprüft gewährt 
Miden muß. In Strafſachen ſoll indeſſen Die Aus⸗ 
tung einer Perſon nur dann eintreten, wenn die 
Handlung, wegen welcher die Auslieferung beantragt 
wurd, in dem Gebiete des Bundesſtaates verübt ft, 
welchem das erſuchende Gericht angehört. 
a Der Bundeskommiſſar Geh. Juſtizrath Pa pe recht⸗ 
rügt die Vorlage, welche auf dem modernen Prinzipe 
ber einheitlichen Staates beruhe und welches dem Geiſte 
Bundesverfaſſung und den Beſtimmungen über das 
pabes-Snbigent entſpreche. Nur von dieſem Prinzip 
ein gedeihlicher Zuſtand zu erwarten. 

Abg. Schwarze (Sachſen) erklärt, daß kein 
Gesetzentwurf ſo tief in die Rechtspflege der einzelnen 
Staaten eingreife, wie der vorliegende, und daß ber 

: ww, namentlich in ſeinem zweiten Theile, wegen 
Gewährung der Rechtshülfe in Strafſachen ſehr 

ia entliche Bedenken hervorrufe. Es frage fic haupt⸗ 
Gh, ob die Regelung dieſes Theiles nicht verſchoben 
verden müſſe, bis das gemeinſame Strafprozeßrecht und 
Strafprozeßordnung erlaſſen fei. Der Redner erörtert 
ine Bedenken gegen die Beſtimmung des §. 21 der 


Stel 


— Abg. Gebert erklärt, daß durch die Vorlage eine 


Am ‘Life der Bundeskommiſſarien: Präſident wejen fei. In Preußen beſtehe z. B. die Todesſtrafe, 


Abendblatt. Freitag, den 30. April 


Abg. Schweitzer befürwortet ſeinen Antrag unter 
Hinweis auf die wohlthätigen Folgen, welche die Ein⸗ 
richtung dieſes Inſtituts gehabt habe. 

Abg. Braun (Wiesbaden) erklärt ſich dagegen, 
weil man nicht bei jedem Geſetze, behufs Ueberwachung 
der Ausführung desſelben das ſtehende Heer der Beam⸗ 
ten noch vermehren dürfe. Die Befugniſſe, welche hier 
dem Fabrik-Inſpeltor beigelegt werden ſollten, gingen 
weit über die Befugniſſe hinaus, welche der engliſche 
Fabril⸗Inſpektor habe. Was fange man dann mit der 
übrigen Polizei an? Auf eine Vermehrung derſelben 
ſollte man nicht hinarbeiten. Mit einem ſolchen Be- 
ſchluſſe hebe man die gewährleiſtete Sicherung des Hauſes 
völlig auf. Ein ſolcher Fabril⸗Inſpektor ſei gewiſſer⸗ 
maßen ein Deus ex machina. Der Redner erörtert 
demnächſt in humoriſtiſcher Weiſe die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen des Antrages des Abg. Schweitzer. Danach 
folle die Anſtellung der Fabrik-Inſpektoren von Bundes⸗ 
wegen erfolgen und dem Reichstage zur Beſtätigung 
vorgelegt werden. Er erkläre ſich für vollſtäudig un⸗ 
fähig, eine ſolche Anſtellung zu vollziehen, und werde 
allen den Fällen der Abſtimmung enthalten 
(Heiterkeit) Der Fabrik⸗Inſpektor müßte ein 
perjalgente fein und ein ſolches wäre nicht billig 
wen. Zur Dotirung dieſes Heeres von Fabril⸗ 
ſpektoren würde eine neue Steuer eingeführt werden 
fen. Der Antrag hat weiter nichts für ſich als ein 
raufn hmen der büreaukratiſch - polittichen Welt⸗ 
aſchauung, welche am Ende des 16. Jahrhunderts 
aufkam und die man endlich im 19. Jahrhundert los⸗ 

orden iſt. Auf der einen Seite könne man doch 
alle mögliche Freiheiten für ſich in Anſpruch nehmn 
auf der anderen Seite allen erdenklichen Zwang 
Andere anwenden wollen. Geben Sie uns die 
chen Zuſtände und ich werde für Fabrik⸗Inſpektoren 
en. 
Abg. Wagener euſtettin): Der Antrag des 
Schweitzer gehe allerdings viel zu weit. Er (Red⸗ 
wolle keine anderen Befugniſſe den Inſpektoren 
m, als die englischen fie haben. Jedermann, 
le englischen Verhältniſſe ferne, fet darin einver⸗ 
m, daß die Entwicklung der engliſchen Induſtrie 


zu Stande komme. Baldige Hülfe ſei doppelte Hülfr. 


Ungleichheit zwiſchen die Angehörigen der einzelnen Staa⸗ 
ten eingeführt werde, wie fe bisher noch nicht da ge- 


in Sachſen nicht. Den zweiten Theil der Vorlage 
wünſcht er ganz abzulehnen. Im norddeutschen Bunde 
ſei noch kein Verbrechen unbeſtraft geblieben und er 
habe das Vertrauen zu den einzelnen Regierungen, daß 
ſie, wie bisher, auch ferner ihre Pflicht thun werden. 
Er beantragt die Ueberweiſung des zweiten Theiles der 
Vorlage an eine Kommiſſton. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen, die Ueberweiſung 
an eine Kommiſſion wird abgelehnt. 

Dritter Gegenſtand der Tagesordnung i die Fort⸗ 
ſetzung der Berathung der Gewerbe-Ordnung. 

(Der Kronprinz von Preußen erſcheint in der 
Hofloge.) 

§. 134 verbietet die Beſchäftigung der Kinder in 
den Fabriken unter 12 Jahren und ordnet an, daß 
Kinder unter 14 Jahren täglich einen mindeſtens drei- 
ſtündigen Schulunterricht erhalten müſſen und daß ihre 
Beſchäftigung ſechs Stunden täglich nicht überjteigen 
dürfe. Vor vollendetem 16 Jahre ſoll die Beſchäfti⸗ 
gung nicht über 10 . tunden täglich dauern. 
Abg. Wagener (Neuſtettin) beantragt, ftatt der 
Worte „unter 12 Jahren“ zu ſetzen „unter 14 Jah- 
ren“ und demgemäß die Beſtimmung hinſichtlich der]? 
Kinder von 12— 14 Jahren zu ſtreichen. 

Abg. Stumm beantragt die Streichung der Be- 
flimmung über die Kinder von 14 — 16 Jahren, jo- 
wie der Befugniß der Ortspolizei, die Arbeitszeit unter 
beſtimmten Bedingungen um eine Stunde zu verlängern. und 

Die Abg. Schweitzer und Genoſſen haben den- geg 
ſelben Antrag geſtellt, wie der Abg. Wagener, be- en 
antragen aber ferner, die Arbeitszeit für Kinder von | Ph 
14-16 Jahren auf 8 Stunden zu firicen. ra 

Abg. Stumm rechtfertigt jein Amendement, wel⸗] Ab 
ches den Zweck habe, Unzufriedenheit und Müßiggang nt 
unter den Arbeitern zu verhindern. e 

Abg. v. Blankenburg bezeichnet als Motiv des 
Wagenerſchen Amendements den Umſtand, daß das ge⸗ 
jegliche ſchulpflichtige Alter der Kinder das 14. Lebend- | yy 


tiner 3 eitung. et 


| Inſpektoren zu danten fei. Laſſe man ſich hier 


jahr ſei. 


durch das Schreckbild einschüchtern, welches 


— 


Brauchitſch abgelehnt und §. 138 in der Faſſung 
Vorlage angenommen. 

§. 139 wird angenommen. 

Nach §. 139 beantragt der Abg. Hirſch einen 
neuen Paragraphen, welcher die Wöchnerinnen ſchützen 
ſoll. — Der Bundeskommiſſar Michaelis erklärt ſich 
dagegen, der Antrag wird abgelehnt. 

Die SS. 140 bis 145 al. 1 
hebliche Aenderungen angenommen. 
über al. 2 wird ausgeſetzt. 

Damit if Tit. VII. erledigt und ſchließt die 
Sitzung nach 4 Uhr. 

Nächſte Sitzung 11 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung der 
Gewerbeordnung. 


werden ohne er⸗ 
Die Abſtimmung 


Deutſchland. 

Berlin, 30. April. Geſtern Morgens fühlte 
ſich Sr. Majeſtät der König unwohl in Folge von 
Erkältung, und begab ſich deshalb nicht zur Truppen⸗ 
beſichtigung nach dem Tempelhofer Felde, ſondern be⸗ 
auftragte damit den Kronprinzen. Vormittags nahm 
jedoch der König die gewöhnlichen Vorträge entgegen 
und empfing nach beendigten Exerzitien die Beſuche des 
Kronprinzen, des Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin, 
der Prinzen Albrecht, Alexander ꝛc., hatte hierauf eine 
Beſprechung mit dem kommandirenden General des 8. 
Armeekorps, Herwarth v. Bittenfeld, und arbeitete dar⸗ 
auf mehrere Stunden mit dem Kriegsminiſter v. Roon 
und dem Chef des Militär-Kabinets v. Tresckow. Nach 
einer Konferenz mit dem Minifter-Präfidenten Grafen 
Bismarck fand das Diner ſtatt, an welchem der Kron- 
prinz theilnahm, der Großherzog hatte ſich zur Tafel 
ins Palais des Prinzen Albrecht begeben. 

— Se. K. H. der Kronprinz empfing geſtern 
Mittags mehrere hier eingetroffene fremdherrliche Offiziere, 
unter ihnen die ſächſiſchen Generale Nehrhoff, v. Holder⸗ 
berg und von Craushaar, die Oberſten v. Montbi und 
v. Schulz, die Oberſtlieutenants v. Tettau und Rudorff 2. 
und kehrte Abends nach Potsdam zurück. 

— Der Herzog Ernſt II. von Koburg trifft in 
der nächſten Woche zum Beſuch des Königlichen Hofes 
ein. 

Berlin, 29. April. Nachdem vorgeſtern die 


S Vurſchiedenheit des Rechts in den einzelnen Ländern und 
* hervor, daß es weſentlich auf die Rechtsanſchauung 
e Landes ankomme, in dem der Verbrecher ſeine 
Stimaty habe, auf die Rechtsanſchauung, in welcher 
mich groß geworden ſei. Sehr ſchwere Bedenken hat 
Redner gegen die Beſtimmung des §. 22, wonach 
Inehmer auch dann ausgeliefert werden ſoll, 
die demſelben zur Laſt fallenden Handlungen nicht 
dem Gebiete des Staates begangen ſind, in welchem 
das erſuchende Gericht befindet. Dadurch würden 
Bedrückungen in den einzelnen Fällen herbei⸗ 
hrt. Er erklärt ſich gegen die Verweiſung an die 
ommiſſion, da die Bedenken ſich auch bei der zweſten 
athung im Plenum erledigen laſſen würden. 
te „ Abg. Relchensperger erklart gleichfalls, daß 
65 00 erhebliche Bedenken der Vorlage gegenüber habe. 
Re ſel unendlich ſchwer, das allgemeine Intereſſe der 
chtshülfe in Einklang zu bringen mit den Rechts⸗ 
ungen der einzelnen Staaten. Namentlich in Bezug 
En die Strafrechtspflege feien die Beſtimmungen des 
in dure im höchſten Grade gefährlich. Wenn z. B. 
einem Staate die Prügelſtrafe noch exiſtire, folle 
einem etwa gezwungen werden, ſeine Staatsbürger 
ſolchem Staate auszuliefern? (Sehr richtig!) Er 
für die Berweijung der Vorlage an eine Kommiſſion 
a tele meng, damit die Vorlage in ruhiger Erwägung 
Gt werden könne. 
Wei Abg. v. Kirchmann erllärt ſich gegen die Ueber⸗ 
ung der Vorlage an eine Kommiſſion, denn der 
tal 28 habe ſchwierigere techniſche Fragen durch Be⸗ 
NG im Plenum erledigt. Namentlich in Bezug auf 


e Ewilrechtepflege habe er gegen den Entwurf nicht 


wenn 
in 


i 


eee Was aber den zweiten Theil der 
ña ge, die Strafrechtspflege anlange, jo handele es 


ttm um eines der bedeutendſten Grundrechte der 
Vor en Staatsbürger, welches durch dieſen Theil der 
den age in die äußerste Gefahr gebracht werde. Nach 
“tines ion chen Strafrecht könne kein Preuße wegen 
gehen Auslande begangenen Verbrechens oder Ver⸗ 
Cena ausgeliefert werden. Auch er ſei dafür, die 
dehnen ſankeit des Rechts jo weit als möglich ausyu- 
Weiter durch dieſen Theil der Vorlage aber werde nichts 
Er em bateicht, als die Gemeinſamkeit der Lnficherheit. 
ten SPREHIE deshalb die gänzliche Ablehnung des zwei- 
an eine es, eventuell aber die Ueberweiſung desſelben 
Ab ommiſſon 
3 Welche WE Meier (Thorn) gehört zu Denjenigen, 
die Vorlage mit großer Freude begrüßen, da ſie 
Wer Gemeinjamfeit des Rechts ſchaffe. Er er⸗ 


5 e mania die Ueberwelſung an eine Kommiſſion, 


Y 


daß das Heſetz noch in dieſer Seſſion 


der Vorredner von der neuen Bureaulratie entworfen. internationale Konferenz der Vereine zur Pflege Ver- 
Drei bis vier Kontrolbeamte würden nothwendig jein | wundeter ihre Sitzungen geſchloſſen hatte, empfingen des 
und es wäre ein testimonium paupertatis, wenn] Königs Majeftät eine aus Vertretern der verſchiedenen 
man meinte, daß in Deutſchlanp nicht vier Männer zu] Nationen zuſammengeſetzte Deputation der Konferenz. 

Abg. Bebel weiſt darauf hin, daß in vielen finden ſeien, welche im Stande wären, die ganze An⸗ Der Graf v. Sérurier, Vicepräſident des Parijer 
Städten ¼ der Induſtrie durch Kinder befördert werde gelegenheit zu reguliren. Dieſe Regulirung könne nicht] Central-Comité's, überreichte Sr. Majeſtät (in franzö⸗ 
und daß aus den Kreiſen der Arbeiter die ſchwerſten von einem Polizeibeamten in feinen Mußeſtunden vor- ſiſcher Sprache) eine Adreſſe der fremden Delegirten 
Bedenken gegen die Kinderarbeit in den Fabriken laut genommen werden. Es fei dies eine Aufgabe für Per- zur Konferenz, in deutſcher Ueberſetzung, wie folgt 
geworden ſeien. Er erklärt ſich gegen die Beſchäftigung ſonen, welche dieſe Dinge nach einem beſtimmten Ziele lautend: 


Abg. Becker weiſt darauf hin, daß die zehn⸗ 
ſtündige Arbeit noch durch die Mittagszeit ꝛc. unter- 
brochen werde, daß alſo de facto’ nur acht Stunden 
gearbeitet würde. 


der ri dia Monte: 1 0 und nach einer beſtimmten Theorie zu erledigen hätten. 
Engg: b. Hir! een e Präſident Delbrück erklärt ſich zunächſt gegen 
ng yal e da core MO Arbeiter das Amendement Schweitzer und iſt mit der Tendenz 
Der Präfdent des . eee Delbrück des uc Ben an ee Fer 
bittet um Ablehnung ſämmtlicher Amendements. Die . a li 4 ie re = BE 
Erjahrungen, die Bieber gemacht, beweſſen nicht, daß es zuftellen, denn man würde dadurch weit über das Be- 
nothwendig ſei, das 1 4. Lebensſahr feſtzuſetzen, ein dürfniß hinaus ehen. Die Beſtimmung des $. 138 
een Jl. GH, de erden, ee man. folle aus ger eee präjudizire oa einer solchen 
Empfindungen, die er anerkenne, nicht in Vahälluſſe Einrichtung mich, jondern erleichtere fie noch. Die An- 
ail die ihre große mirth sjaptliche Bedeutung gelegenheit könne aber nicht ohne große vorhergegangene 
Abg. Fritzſche erklärt ſich ebenfalls dafür, daß maten erledigt, werben. 
bie Arbeit in den Fabrilen erſt mit dem 14. Lebens- Abg. Hirſch erklärt fi gegen die mendements. 
jahre beginnen dürfe. Ihn leiten Rückſichten der Sir. Der engliſche Arbeiter ſei früher nicht im Betta 
fibleit. Wer Arbeiter geweſen fei, der werde wiſſen, vertreten geweſen und deshalb habe das Parlament es 
wie nachtheilig der Umgang der Erwachſenen mit den für Pflcht gebalten, demſelben in den Fabrik-Inſpek⸗ 
Kindern in den Fabriken oft auf die letzteren wirke. toten gewiſſermaßen einen Anwalt ſelner Intereſſen zu 
Die Kinderarbeit übe auch einen nachthelligen Einfluß geben. Wir felen England gegenüber in der glücklichen 
auf den Geſundheitszuſtan d des Volkes aus. Lage, daß die Arbeiter, wenn ſie nur wählen wollten, 
Abg. Wehrenpfennig erklärt, daß er ſich den auch im Reichstage vertreten jein Könnten. Es ſei cine 
Ausführungen des Vorredners ſehr gern anſchlleßen der ſchoͤnſten Pflichten des Vollsvertreters, über die Aus⸗ 
werde, wenn es ſich wirklich um das körperliche Wohl führung der Geſetze, die vom Reichötage geben würden, 
der Kinder handelte. Allein die Kinder, die in den zu wachen; außerdem hätten die Arbeiter das Petitions- 
Fabriken arbeiten, bilden den geringeren Theil, der bel den “a ng cai mu = en 
i i 9 : de ry A 
pes SE AR coctel? de DU, i der Anträge, weil das Ulebereinſtimmen der beiden Par- 


ſtätten. > > A 
Abg. v. Einjiedel erklärt fich für die Regierungs- Een nichts Einnehmendes für die Anträge habe. 


Vorlage, eine Aenderung der bisher beſtehenden Beſtim⸗ 5 
mungen würde einen erheblichen Nüdjchlag auf bie in- Aig. Schmeiper ‚erwitert dem: Why. Braune 
duſtriellen Verhältniſſe zur Folge haben. Der Jammer eines national-liberalen Mundes über ein 
Bei der Abſtimmung werden ſämmtliche Amende⸗ ea e eee e Ps 
„ Y. 1 { — r 1 | 
ments aborlehnt $ 34 nach der Regierungó-Borlage die Rechte, nicht die Linke, ſondern einfach die national- | 


unverändert angenommen. eae 7 E 
SS. 135 136 werden mit einigen vom Abg. Überale Partei, und da fede ein ſolcher Jammer 
4 | fomijdy aus. f! 


Schweitzer und Genoſſen beantragten Aenderungen an- | Y | 
genommen. $. 137 wird unverändert angenommen. | Abg. Schulze (Berlin) erklärt ſich ebenfalls Bee 

Zu $. 138 beantragt der Abg. v. Brauchltſch die Anträge und verweiſt darauf, daß unter den Arbei- 
eine Faſſung, wonach zur Aufſicht über die Ausführung 
der Beſtimmungen (88. 134 — 137) beſondere Bundes- | Injpeltoren kund gegeben habe. 
beamten, unter dem Titel „Fabrik-⸗Inſpeltoren“ angeſtellt 
werden ſollen. N Michaelis zieht Abg. Schweitzer fein Amendement 

Einen ähnlichen Antrag haben die Abgg. Schweitzer zu Gunſten des von Brauchitſch'ſchen Amendements zurück. 
und Genoſſen geſtellt. | Bei der Abſtimmung wird das Amendement von 


tern ſich in keiner Weiſe eine Agitation für die ae 


Nach einigen Worten des Bundeskommiſſars Dr. 


„Die fremden Mitglieder der in dieſem Augen⸗ 
blicke in Berlin verſammelten internationalen Konfe- 
renz haben die Ehre, Ew. Königlichen Majeſtät den 
Ausdruck ihrer tiefſten Ehrfurcht und ihrer Dankbar⸗ 
keit darzubringen. 

Ew. Königliche Majeſtät wollen geruhen uns zu 
geftatten, zugleich unſere Dankbarkeit und unſere Be⸗ 
wunderung in Bezug auf alles Große und Groß⸗ 
müthige auszuſprechen, das in dieſem edlen Lande, 
unter dem erlauchten und unwiderſtehlichen ſchützenden 
Einfluſſe Ew. Königlichen Majeſtät und unter dem 
Ihrer Majeſtät ver Königin, geſchehen iſt. 

Als Ew. Königliche Majeſtät uns gleich nach un⸗ 
jerer Ankunft empfingen, geruhten Allerhöchſtdieſelben 
uns deſſen zu verſichern: „„daß unſere Berathungen 
Ihnen die Gewähr dafür darböten, daß die Orga- 
niſation unſerer höchſtwichtigen Aufgabe vollſtändiger, 
als fie bis jetzt geweſen, werden werde.“ 

Ew. Königliche Majeſtät geruhten hinzuzufügen: 
„„Ich kann nur wünſchen, daß der Fall Ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit, ſei es im Kriege, ſei es bei anderen Notb- 
ſtänden, weit entfernt ſein möge; aber für den Fall 
ſolchen Unglückes hoffe Ich, daß Ihre Bemühungen 
von dem Erfolge begleitet ſein werden, welchen ſie 
verdienen.“ 

Dieſe erhabenen Worte waren eine erſte Aufmun⸗ 
terung für die ſo wichtigen Arbeiten, welche wir im 
Begriff waren, uns zu widmen. Es haben dieſelben 
uns des Erfolges der Bemühungen verſichert, welche 
wir, nach dem geringen Maße unſerer Kräfte, auf 
Dasjenige richteten, was von einer Verſammlung, 
wie die unſrige, erwartet werden mußte. 

Ew. Königliche Majeſtät mögen huldreich geftatten, 
daß wir mit Freuden in dieſen für unſere Aufgabe 
fo feierlichen Tagen vor Allerhöchſtdenſelben uns den 
ſchnellen Fortgang dieſer großen und allgemeinen jo- 
zialen Juſtitution vergegenwärtigen, dieſer fruchtbrin⸗ 
genden Inſtitution, ohne Vorgang in der Geſchichte 
des europäiſchen öffentlichen Rechts. 

An dem Schluſſe unſerer Berathungen angelanat, 
haben wir uns nicht zu trennen vermocht, ohne Ew. 
Königlichen Majeſtät im Namen der ganzen Konſe⸗ 
renz zu bitten, die ehrfurchtsvolle Verſicherung ent⸗ 
| gegen nehmen zu wollen, daß ein Jeder von uns 


